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in Sachſen für die Nothleidenden in Oſtpreußen bereits die 
Summe von 11,000 Thlr. aufgebracht worden iſt. Auch hat in 
Dresden ein Ballfeſt zum Beſten der Nothleidenden ſtattgefunden, 
an welchem der Kronprinz und der Prinz Georg Theil genommen 
haben. Die Stellung, welche der ſächſtſche Hof bei dieſem Anlaß 
eingenommen hat, wird in Preußen die größte Anerkennung finden 
und in Verbindung mit” der Haltung der ſächſiſchen Bevölkerung 
bei dieſer Gelegenheit dazu angethan ſein, die guten Beziehungen 
zwiſchen Preußen und Sachſen nur noch mehr zu befördern. — 
Von einigen Zeitungen wird die Nachricht feſtgehalten, daß von 
den ſüddeutſchen Regierungen eine Beſchwerde nach Ber⸗ 
lin über die Haltung der preußiſchen Regierung den ſüddeutſchen 
Wahl-Agitationen zum Zollparlament gegenüber gerichtet ſein. 
Wir wiederholen, daß eine ſolche Beſchwerde hier nicht eingegangen 
iſt. Es liegt zu derſelben auch kein Grund vor, da ſich Preußen 
von jeder Agitation zur Erweiterung der Kompetenz des Zollpar- 
laments fern hält. — Der Miniſterpräſident Graf Bismarck 
befindet ſich noch in Berlin. Er wird wahrſcheinlich in einigen 
Tagen Berlin verlaſſen, um einer Einladung zur Jagd nach Schmal- 
kalden zu folgen. — Die konſervative Fraktion des Abgeord- 
netenhauſes geht einer Neubildung entgegen. Der Minifterprä- 
ſident Graf Bismarck hat nicht nur offen ſeinen Tadel gegen das 
Verhalten dieſer Fraktion ausgeſprochen, ſondern auch dle Erflä- 
tung abgegeben, den Verkehr mit dieſer Fraktion entſchleden jo 
lange einzuſtellen, bis der bisherige Vorſtand, an deſſen Spttze der 
Minifter a. D. von Bodelſchwingh ſteht, geändert iſt. Herr von 
Bodelſchwingh war bekanntlich der Führer der konſervativen Oppo- 
ſition des Abgeordnetenhauſes gegen den hannoverſchen Provinzial- 
fonds. Wie man nun bört, wird die konſervative Fraktion des 
Abgeordnetenhauſes in nächſter Zeit zu einer Neuwahl ihres Vor— 
ſtandes ſchreiten. Es iſt nicht unmöglich, daß ſich eine Trennung 
derjenigen Elemente, die in der Oppoſitlon verharren wollen, von 
denjenigen vollzieht, welche der Regiernug ihre Unterſtützung ferner 
leiben wollen. Die Regierung wird ſich gefallen laſſen, wenn ſich 
) eine äußerſte Rechte bildet, dle ja auch früher ſchon beſtanden hat. 
zie wird ſich indeſſen einerſeits frei von derſelben erklären und 
andererſeits auch nicht auf die Unterſtützung derſelben rechnen. 
Was das Herrenhaus betrifft, jo ſprechen die liberalen Blätter 
die Erwartung aus, daß ſich in demſelben die Oppoſition gegen 
den hannoverſchen Provinzlalfonds erntuern werde. Von konſer— 
vativer Seite wird dem widerſprochen. Gerade auch dieſe „Erwar- 
tung“ der liberalen Blätter wird die Konſervativen belehren, wel- 
chen Weg fir zu wählen haben. Im Herrenhauſe wird die Vor- 
lage, den hannoverſchen Pivvinzlalfonds betreffend, nicht blos der 
Miniſter v. d. Heydt, als zeitiger Vorſitzender des Kabinets, 
ſondern auch der Minifter Graf Eulenburg vertreten, was Letz— 
terer bereits auch im Abgeordnetenhauſe gethan haben würde, wenn 
er daran nicht durch Unwohlſein verhindert worden wäre. — Da- 
neben werden die Verſuche, die letzten Vorgänge und Alles was 
ſich daran reiht, zum Skandalmachen zu benutzen, von einer 
unbedeutenden und in jeder Beziehung ſchlecht unterrichteten Clique 
von Korreſpondenten in gewiſſen Zeitungen fortgeſetzt. Viele Nach- 
richten dieſer Korreſpondenten werden ſich dem aufmerkſamen Leſer 
ſelbſt ſchon als unwahr berausgeſtellt haben und es mag daher 
bier nur wiederholt werden, daß die Vorgänge auf den Beſtand 
der Regierung keinen Einfluß baben werden und daß die Bezie- 
bungen zwiſchen dem Miniſterpräſtdenten Grafen Bismark und dem 
Minifter des Innern Graf Eulenburg die vertraulſchſten find, da 
gerade Graf Eulenburg dem Miniſterpräſidenten von jeher die 
meiſte Unterſtützung und bie meiſte Hingebung bewieſen hat. 

— Die Frau Oberin von Betbanien, Gräfin zu Stolberg- 
Wernigerode, hatte ſich bekanntlich nach Rhein in Oſtpreußen, wo 
der Typhus herrſcht, begeben, um dle mit ihr dorthin gegangenen 
Diakoniſſen bel der Einrichtung des Hospitals zu unterſtützen. Sie 
iſt ſchon dort unwohl geworden und liegt nach ihrer Rückkehr jetzt 
bier ſchwer krank darnieder. Auch in der letzten Nacht iſt es ihr 
nicht gut gegangen. 

— Dem Vernehmen nach ſind zwiſchen Preußen und Heſſen 
gegenwärtig Verhandlungen über Eiſenbahn- Angelegenheiten im 
Gange. Seitens der großherz. beſſiſchen Regierung iſt beantragt: 
Preußen wolle für die in Darmſtadt genehmigten Bahnen von 
Gleßen nach Gelnhauſen ebenfalls die Konzeſſion ertheilen. Wie 
verlautet, hat die bieſtſe Regierung ihre Zuſtimmung zu dieſen 
Bahnbauten davon abhängig gemacht, daß von heſſiſcher Seite der 
in eines Schienenweges von Friedberg nach Hanau zuge- 
ſtimmt werde. Letztere Bahnlinie wäre namentlich für den Abſatz 
der Ruhr-Kohlen nach Baiern von D 

große Bedeutung, indem fie 
den — U Kohlen erheblich verkürzen würde. 
= b eiter den hannöverſchen Flüchtlingen bevor- 
ſtieehende Schuckſal berichtet die 30 f. en hen vie Le⸗ 
A glonäre vertheilt und nach verſchledenen Orten internirt worden 
ſind, wird an ſie die Aufforderung ergehen, Flankreich zu verlaſſen. 
Das Eintreten in die Fremdenlegton if ihnen unter der Motivi- 
rung, daß dieſe bereits vollſtändig komplett ſei, einfach abgeſchlagen 
worden. Es iſt den Einzelnen zugleich bedeutet worden, daß fie 
am Beſten thun würden, in ihr Vaterland zurückzukebren. Preu- 
ßiſcherſeits werden, wie man biſtimmt ausſprechen kann, diejenigen 
Perſonen, gegen welche nicht ganz ſpezielle Thatſachen vorliegen, 
nach ihrer Rückkehr in keiner Welſe behelligt werden. Die fran- 
zöſiſche Regierung hat durch Mouſtier mündlich ihr Verfahren in 
der ganzen Angelegenheit zur Kenntniß der preußiſchen Botſchaft 
' gebracht. 

ur — Die braunſchweigiſche Generaldireftion der Eiſenbahnen 

macht bekannt, daß die für den 15. d. M. angekündigte Extrafahrt 
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aus ſtattfindet. 

— Die Oppoſition eines diſſentirenden Theiles der Konjer- 
vativen ſcheint bereits bei ruhiger Ueberlegung ihre Schärfe verloren 
zu haben, wenigſtens gilt es als ausgemacht, daß das Herrenhaus 
den Kardorff'ſchen Vetmittelungsantrag durch Beſchlußnahme ſich zu 
eigen machen werde. Auch die Tage des Herrn v. Bodelſchwingh 
als Haupt der konſervativen Fraktion, dem man den Vorwurf macht, 
Leiter und Organtſalor der Opposition im Abgeordnetenhauſe ge- 
weſen zu ſein, ſind bereits gezählt. Die Fraktion bereitet eine 
Neuwahl ihres Vorſtandes vor, aus der gemäßigtere Mitglieder 
hervorgehen werden. 5 

— Die „Nordd. Allg. Ztg.“ ſowohl, wie die „Krzztg.“ be- 
ſchäftigen ſich heute mit den hannoverſchen Emigranten in Frank- 
reich und tadeln ſtark das bei dieſer Angelegenheit Seitens der 
öſterreichiſchen Regterung beobachtete Verfahren. Nach der „Kreuz- 
Ztg.“ ſoll nämlich der Miniſter des Innern, als ihm der „Ein- 
bruch“ der Emigranten durch den Telegraphen gemeldet wurde, aus 
Paris an den Präfekten von Straßburg den Befehl gegeben ha- 
ben, die Hannoveraner der Protektion der franzöſiſchen Regierung 
zu vergewiſſern. Das klingt freilich ganz anders, als die Dar- 
ſtellung der Verhältniſſe bisher lautete. Herr v. Beuſt wird an- 
geklagt, die Verlegung der Winterquartiere der Hannoveraner aus 
der Schwetz nach Frankreich durch die Verleihung von öſterreichi⸗ 
ſchen Päſſen an die Mannſchaften unterſtützt zu haben. Das Ver⸗ 
fahren, den Leuten die Päſſe in einem fremden Lande von Rechts- 
wegen zukommen zu laſſen, das überſchreitet die Vorſtellung der 
„Krzztg.“ von den Pflichten eines befreundeten Staates. Die 
„Krzztg.“ ſchließt ihren Artikel mit folgenden Worten: „Die Han- 
noveraner in Frankreich ſind durch dieſes Verfahren unter den 
Schutz des öſterreichiſchen Botſchafters Fürſten Metternich geſtellt. 
Das find unnatürliche Verhältniſſe, auf deren Beſeitigung der öfter- 
reichiſche Reichskanzler bedacht ſein muß.“ 


— Für die zur Zeit in Angriff genommenen Fortſetzungs⸗ 
bauten der Befeſtigung von Königsberg i. Pr. ſind ſeitens der 
Militär-Verwaltung 300,000 Thlr. Baugelder angewieſen. Unter 
der oberen Leitung des Oberſt⸗Lieutenants Klotz ſollen die Arbei- 
ten bis zum Beginn des nächſten Winters ununterbrochen fortge⸗ 
ſetzt werden. 


Berlin, 12. Februar. (Paus der Abgeordneten.) 47. Sitzung. 
Der Präſident eröffnet die Sitzung nach 10% Uhr. Am Miniſtertiſche: 
Frhr. v. d. Heydt und mehrere Regierungs⸗ Kommiffare; ſpäter Graf zu 
Eulenburg. — Präſident v. Forckenbeck theilt dem Hauſe mit, daß die drei 
Präſidenten des Hauſes geſtern Sr. K. H. dem Kronprinzen die Glück⸗ 
wünſche zu der Geburt eines Sohnes dargebracht haben. Se. K. H. der 
Kronprinz habe dieſe Glückwünſche huldreich entgegengenommen und ihm 
den Auftrag ertheilt, ſeinen Dank dem Hauſe auszuſprechen. — Ein ſoeben 
eingegangener Geſetzentwurf, betr. die Linderung des Nothſtandes in Oſt⸗ 
preußen, beantragt vom Abg. v. Hennig, wird einer beſonderen Kommiſſion 
von 14 Mitgliedern zur Vorberathung zugewieſen. — Der erſte Gegenſtand 
der Tagesordnung iſt die Schlußberathung über den Antrag des Abg. Dr. 
Koſch: „Die Staatsregierung aufzufordern, dem Landtage einen Geſetzent⸗ 
wurf vorzulegen, durch welchen die zur Beſeitigung des Nothſtandes in Oſt⸗ 
preußen nach dem Geſetze vom 23. Dezember 1867 errichteten Darlehns⸗ 
kaſſen mittels weiterer Ausgabe von Darlehnskaſſenſcheinen in den Stand 
geſetzt werden, auch den Handwerkern und ſouſtigen Gewerbtreibenden der 
Bezirks⸗Diſtrikte Königsberg und Gumbinnen Darlehne gegen Hinterlegung 
von Waaren, Bodenerzeugniſſen und Fabrikaten zu gewähren.“ — Der 
Antrag des Referenten Abg. Graf Renard geht dahin, dem Antrage 
Folge zu geben. Ein Abänderungs⸗Antrag des Abg. v. Thokarski wünſcht 
dieſe Kaſſen auch auf die Regierungs⸗Bezirke Danzig und Marienwerder 
auszudehnen. Referent Graf Renard befürwortet warm den Antrag, der 
nur eine Erweiterung der ſchon beſtehenden Kaſſen wolle. In Stadt und 
Land ſei die Hülfloſigkeit gleich groß, darum müßten die Darlehne auch 
auf die Städte ausgedehnt werden, ohne ſich durch einen Verluſt abſchrecken 
zu laſſen. Der bedauerliche Eindruck der unklaren Antwort des Finanz⸗ 
miniſters an eine Vereinigung von Mitgliedern beider Häuſer, ſo wie die 
vielen Petitionen aus der Provinz von Seiten des Handwerkerſtandes, lie⸗ 
ßen es beklagen, daß von manchen Seiten politiſches Kapital aus dem 
Nothſtande gemacht werde. Eoen ſo traurig ſei es, wenn bei Vertheilung 
der Liebesgaben politiſche Rückſichten maßgebend geweſen. Aller Aufgabe 
ſei die Abhülfe der Noth, darum empfehle er vorliegenden Antrag der all⸗ 
feitigen Zuſtimmung. (Allſeitiger Beifall.) N 
Finanzminiſter Frhr. v. d. Heydt: Der Herr Referent habe über 
die Konferenz, die er mit den Abgeordneten aus Oſtpreußen gehabt, falſch 
berichtet. Er habe dieſen Herren 91528 daß die Verhältniſſe jetzt ganz 
andere ſeien, als in den Jahren 1848 und 1866. Im Jahre 1848 war 
die Bank in der Ausgabe ihrer Noten ſehr beſchänkt und ganz außer Stande 
geweſen, den Anforderungen an ſie zu genügen. Im Jahre 1866 war das 
Geld vollſtändig verſchwunden; es konnten weder Staatspapiere noch an⸗ 
dere Papiere Geld finden; der Zinsfuß für Lombard war 9½ Prozent. 
Damals habe die Errichtung der Darlehnskaſſen außerordentlich nützlich 
gewirkt. Sobald die Darlehnskaſſen in Wirkſamkeit getreten waren, erſchien 
auch anderes Geld. Es ſei jedoch nur in geringerem Maße von den Dar⸗ 
lehnskaſſen Gebrauch gemacht worden, und gerade diejenigen Gegenden, 
welche in Noth waren, machten den geringſten Gebrauch. Er habe den 
Herren ferner geſagt, daß die Bank jetzt ausreichend mit Geld ausgeſtattet 
ſei, und bervorgehoben, daß diejenigen Geſchäfte, welche früher die Dar⸗ 
lehnskaſſen machten, auch von der Bank gemacht werden könnten. Die 
Bank ſei auch bereits auf das Aeußerſte entgegengekommen; das habe ihm 
der Banlpräſident zu verſchiedenen Malen verſichert. Er habe daher die 
Herren gebeten, erſt dieſen Verſuch zu machen. Der Miniſter fährt dann 
fort: Es iſt leider der Verſuch gemacht worden, bei dieſem Anlaß die Be⸗ 
reitwilligkeit der Regierung in Frage zu ſtellen. Ich meine, wenn ein 
Theil des Landes in Noth iſt, da ſollten alle Parteien ſich die Hände 
reichen, und ſehen, wie man helfen kann. (Bravo.) Schon im September 
v. J. iſt die Regierung bereit geweſen, zu thun, was ſie konnte, und die 
Regierung hat ſich in ihren Maßregeln im vollen Einverſtändniſſe mit der 
Volks⸗Vertretung gefunden. Seitdem hat ſich in der Auffaſſung der Staats⸗ 
Regierung nichts geändert. Wir ſind der Meinung, daß die direkte Armen⸗ 
pflege nicht Sache der Staats⸗Regierung ſei. Es find überall Arbeitsſtellen 
eröffnet worden, und es liegen Berichte der Behörden vor, wonach nicht 
überall ſo viel Arbeiter ſich gezeigt haben, als Arbeit geſchafft werden 
konnte. (Hört! Hört!) Wenn die Regierung darauf bedvcht iſt, mit allen 
Denen Hand in Hand zu gehen, die helfen wollen, da ſollte man die Be⸗ 
hörden nicht der Hartherzigkeit beſchuldigen. Man muß die vielen Wohl⸗ 
thätigkeitsvereine gewähren laſſen, und erſt wenn dieſe nicht mehr aus- 
reichen, dann wird ein weiteres Einſchreiten nöͤthig fein. Ich habe aus 


wird geſchloſſen und es erhält der 


Breis in Stettin vierteljährlich 1 Tölr., 
monatlich 10 Sgr., x 

mit Botenlohn viertel, 1 Thlr. 7½ Sgr. 
monatlich 12%, Sgr., 
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Au. Abendblatt. Donnerſtag. den 13. Februar 1868. 
Deutſchland. nach Wien (zur ſilbernen Hochzeit des Königs Georg) weder von | dem Munde des Bankpräſidenten gehört, daß die Bank ſich freuen würde 
! Berlin, 12. Februar. Aus Dresden wird gemeldet, daß | Braunſchwelg noch von einer anderen braunſchwelgiſchen Station | belſen können. Man kann alſo nicht annehmen, daß ſchon jetzt die Noth⸗ 


wendigkeit einer Ausnahme⸗Maßregel dargethan jei, und in dieſer An⸗ 
nahme liegt nicht der geringſte Mangel an Bereitwilligkeit der Regierung. 
Bravo. 
g 299 Schulze (Berlin): Jaformation habe das Haus genug, und 
es könne jetzt ein Urtheil fällen, daß der Antrag im höchſten Grade noth ⸗ 
wendig iſt und dringend und an der Zeit ſei. Daß es an Arbeitern ge- 
fehlt babe, ſei kein Beweis dafür, daß es nicht möthig ſei, einzuſchreiten. 
Die Berichte lagen vor, daß die Leute zu ſchwach ſeien zur Arbeit. Wie 
wolle man denn dem Heinen Handwerker durch Eiſenbahnbauten helfen? 
Es ſei jetzt der Zeitpunkt gekommen, wo der Staat eingreifen müſſe, wo 
er dieſe Pflicht nicht mehr von ſich weiſen könne. Das Haus habe über 
außerordentlich große Summen zu anderen Zwecken verfügt, und diejenigen, 
welche dafür geſtimmt hätten, ſeien hier mit engagirt. (Beifall.) — Han⸗ 
delsminiſter Graf Itzenplitz: Es liegt nicht in meiner Stellung, den 
Gewerbetreibenden irgend etwas zu verkümmern oder etwas zu entziehen. 
Ich halte es für meine Pflicht, auszuſprechen, daß der Druck der auf dem 
Gewerbe laſtet, ſich keineswegs auf die Provinz Preußen allein erſtreckt. 
Die Theuerung geht durch das ganze Land, ſie geht noch bis in die Nach⸗ 
barländer. Es laſtet ein allgemeiner Druck auf der Gewerbſamkeit. Dieſer 
Druck ſteht mit der Theuerung in Verbindung. Ich muß es konſtatiren, 
daß der Druck, der auf dem Gewerbe laſtet, ein allgemeiner iſt. Will man 
alſo Hülfe leiſten im Sinne des Antrages, ſo darf man es nicht für eine 
Provinz thun, ſondern man muß es für den ganzen Staat thun und dazu 
würden die Kräfte des Staats nicht ausreichen. Der Antrag kann aber 
anch keine Folge haben; denn wer Darlehne haben will, muß doch etwas 
zu verpfänden haben. Wollen Sie nun dem armen Schuhmacher ſein letz⸗ 
tes Stück Leder abpfänden? Die Eiſenbahnbauten helfen wohl; denn das 
Material, was zu dieſen Arbeiten gebraucht wird, das müſſen die Hand⸗ 
werker liefern. Ich kann alſo dem Antrage, deſſen wohlmeinende Abſicht 
ich nicht verkenne, nicht beitreten. — Regierungs-Kommiſſar Bankpräſident 
v. Dech and erklärt, daß die Bank bereit iſt, ſoweit als irgend möglich zu 
belfen, in dieſem wie in jedem andern Falle. Die Bank werde von der 
Beſtimmung, wonach Fabrikate nicht beliehen werden ſollen, abgehen, und 
fie ſei auch bereit, von der Summe, in welcher ſtets beliehen werde, abzu⸗ 
gehen. Es liege alſo keine Veranlaſſung zu dem Antrage vor. a 
Abg. v. Behr erklärt ſich gegen den Antrag, einmal aus Sparſam⸗ 4 
keitsrückſichten, weil der Nothſtand allgemein herrſche, und im Intereſſe der 1 
Selbſtverwaltung. — Abg. Dr. Löwe: Es handle ſich hier um die He⸗ | 
bung des Wohlſtandes durch Kapitalien, welche dem kleinen Handwerker 
5 ſollen. 9 ag abe, ; ber’ 4 5 Pt 1 
ruch auf Kredit machen, das ſei richtig; aber da 5 
5 N . eintreten müſſe. Erſt müſſe der Mann ſich ſelbſt 
helfen, dann müſſe die Gemeinde, dann der Kreis helfen; und wenn beide 
nicht mehr helfen können, dann komme man mit der unvermeidlichen Logik 
dahin, daß der Staat eintreten müſſe. Der Verarmung wolle man mit N 
der mittelbaren, der Noth mit der unmittelbaren Staatshülfe entgegentre⸗ 5 
ten. — Abg. Tweſten ſtellt und rechtfertigt den Antrag: den Antrag des : 
Abg. „Koſch an die Kommiſſion zurückzuweiſen, welche zur Vorbera⸗ 
thung des v. Hennigſchen Antrages gewählt werden ſoll. — Die Diskuſſton 
ntragfteller Abg. Dr. Koſch das Wort. 
Derſelbe führt aus, daß der Antrag voll keiner polktiſchen ] 
ausgehe und er vertraue, daß derſelbe auch allgemeine Theilnahme erhalten 
werde. Er wolle keine Schilderung des Nothſtandes machen, derſelbe ſei 
bekannt. Es ſei eine eigene Logik, wenn der Handelsminiſter ſage, weil 
man nicht Allen helfen konne, ſo könne man auch denen nicht helfen, welche N 
in der größten Noth ſeien. Sein Antrag gehe dahin, daß den kleinen Ge⸗ 
werbtreibenden geholfen werden folle. Ob die Königl. Bank auch Darlehen 
zu 15 und 20 K geben könne, ſei ihm im böchſten Grade zweifelhaft. 5 
Die Annahme des Antrages würde eine große Beruhigung im Lande und b 
eine moraliſche Befriedigung hervorrufen, die von großer Bedeutung ſei. 3 
— Bei der Abſtimmung wird der Antrag Tweſten angenommen, der An⸗ } 
trag Koſch ſomit an die Kommiſſton zurückgewieſen. — Dahin werden auch 0 
2 den Nothſtand betreffende Petitionen gewieſen. j 
Es folgt der Bericht des Abg. v. Benda über den vom Herrenbauſe | 
veränderten Geſetzentwurf, betreffend die Uebernahme der däniſchen Schuld | 
4 
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der Herzogthümer. Das Herrenhaus hat die Verpflichtung Lauenburgs an 
dieſer Schuld beſeitigt, die Finanzkommiſſion des Abgeordnetenhauſes hält 
an derſelben feſt und empfiehlt daher den Geſetzentwurf in der Geſtalt, die 
das Herrenhaus ihm gegeben, abzulehnen. — Abg. Tweſten hat einen 
Antrag geſtellt, dahin gehend: den §. 1 des Geſetz⸗Entwurfes dahin zu 
faſſen: Die nach den Arkikeln 8 und 9 des Wiener Friedensvertrages vom 
30. Oktober 1864 von den 1 ee an das Königreich Danemark 
zu entrichtende Schuld von 21,750,000 % wird als eine Schuld des preu⸗ 
ßiſchen Staates mit der Maßgabe anerkannt, daß das Herzogthum Lauen⸗ 
burg für den nach Artilel 8 und 9 des Wiener Friedens auf daſſelbe fallen ⸗ > 
den Antheil an jener Schuld nach wie vor verhaftet bleibt. Die Regelung 
dieſer Verpflichtung, ſowie der Auſpruch der preußiſchen Staatskaſſe auf 
einen Beitrag zur Verzinſung und Tilgung jener Schuld Seitens des Her⸗ 
zogthums Lüuenburg, welcher dem Verhältniſſe feiner Einwohnerzahl zur 
Einwohnerzahl der Herzogthümer Holſtein und Schleswig entſpricht, blei⸗ 4 
ben vorbehalten. — Mit dieſem Antrage erklärt ſich die Kommiſſion und 
die Regierung einverſtanden. Die frühere Faſſung war ſachlich dieſelbe, 2 
nur formell eine andere. Antragſteller befürwortet kurz den Antrag. — Nach 1 
kurzen Auslaſſungen des Abg. Lasker und des Finanzminiſters wird das 
Amendement Tweſten mit ſehr großer Majorität angenommen. Die übri⸗ 
gen Paragraphen bleiben unverändert und es wird dann das ganze Geſetz 
angenommen. — Es folgt Nr. 4 der Tagesordnung. Erſter Bericht der 
Kommiſſion für das Juſtizweſen über Petitionen. Berichterſtatter iſt Abg. 
Müller (Solingen). Die Kommiſſion beantragt, etne Petition des Kreis⸗ 
gerichtsraths Pfotenhauer der Regierung zur Berückſichtigung zu überwei⸗ 
ſen. Petent verlangt ein höheres Gehalt, als ihm wirklich gewährt wird. 
Er iſt im Jahre 1864 im Disziplinarwege verſetzt in ein anderes Amt von 
n Range mit Verluſt eines Anſpruchs auf Umzugskoſten. Das Ge⸗ 
alt blieb daſſelbe, während Petent unter Hinweis auf den Juſtizetat des 
betreffenden Departements 200 Ag mehr beanſpruchte. Nach mehrmaliger 
Zurückweiſung ſeines Geſuchs Seitens des Juſtizminiſterii erkennt jetzt der 
Vertreter der Regierung ſelbſt in der Kommiſſton an, daß den Ausführun⸗ 
gen der Regierung Zweifel entgegenſtehen und bei einer etwaigen Ueber⸗ 
weiſung der Petition eine forgfältige Erwägung eintreten werde. Der Re⸗ 
ferent führt aus, daß Petent mit 4 Anſpruch ſich im Rechte befinde. 
— Der Juſtizminiſter: Die Strafverfegung mag ihre Bedenken haben, 
aber ſte iſt eine zur Zeit ganz nothwendige Strafmaßregel. Der Miniſter 
geht anf dieſe Frage ausführlichſt ein; ſollte die Petition der Regierung 
überwieſen werden, fo werde er ſich mit der Frage nochmals beſchäftigen. 
— Abg. Wal deck: In dieſem ſpeziellen Falle bleibt nichts Anderes übrig, 
als dem Petenten fein Recht zu gewähren, um fo mehr, als man ihm ſchon F 
mehrere Jahre daſſelbe vorenthalten hat. — Die Diskufftvn wird geſchloſſen € 
und darauf der Antrag der Kommiſſion mit großer Majorität angenom⸗ 14 
men. — Ueber die Petition des Grafen Clemens Pinto, Majoratsbeſitzers “ 
des Lehens Mettkau, welcher den Erlaß eines Allodifikations⸗Uebergangs⸗ 9 
geſetzes beantragt, des Inhalts, daß 1) jeder Lehnsbeſitzer Allodialbeſitzer 
des Lehnes wird, wenn er den durch landſchaftliche Taxe der Provinz, in 
welcher das Lehen liegt, ermittelten Werth deſſelben in Pfandbrieſen der 
Provinz bei der Lehnsbehörde deponirt; und daß 2) Nutzung und Succeſſion 
des an Stelle des Lehens deponirten Kapitals in Pfandbriefen unverändert 
wie bei dem früheren Lehne bleiben, bis das in Ausſicht ſtehende Allodiſt ? 
lationsgeſetz Beſtimmung darüber trifft; ſchlägt die Kommiſſton (Berichte 
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ſtatt u Lingerthal) vor, 

Haus tritt ohne Debatte dieſem Antrage bei. 
5 (Schluß folgt.) 

8 Hamburg, 12. Februar. Die Bürgerſchaft hat ſoeben in 
zweiter Berathung definitiv beſchloſſen, beim Senat den Erlaß einer 
Amneſtie für politiſche und Preß⸗Vergehen laut Vorſchlag des Ad⸗ 
vokaten Winterhoff zu beantragen. 

Dresden, 12. Februar. In der zweiten Kammer wurde 
heute der Antrag auf definitive Aufhebung der Innungen abgelehnt. 
Seitens der Regierung erfolgte die Anzeige, daß der neue Bundes 
geſetzentwurf die Innungen als gewerbliche „Korporationen“ aufhebe. 

otha, 11. Februar. 
Landtag das Poſtulat von 165,000 Thlr. genehmigt, welches dazu 
beſtimmt iſt, die Koſten für bauliche Herſtellungen (Lazarethe, Ka⸗ 
ſernen, Schleßplätze ꝛc.) und für die erſte Einrichtung, Uniformi- 
rung und Armirung des zum 6. khüringiſchen Infanterie-Regiment 
gehörigen hieſigen Kontingents zu beftreiten. Von Seiten des he⸗ 
meinſchaftlichen Landtags ſchien man zu einem Abſtriche bei dieſer 
Forderung geneigt, da man dieſelbe für zu hoch und dem „treue 
ſten Bundesgenoſſen“ gegenüber für zu rigoros erklärte, vom Mi- 
niſtertiſche aus wurde aber auf das Unpraktiſche und Erfolgloſe 
einer Abminderung aufmerkſam gemacht, da ja die preußiſche Mi⸗ 
Ütärforderung auf die Beſtimmungen der Regulative fi gründete, 
überdies aber prenßiſcherſeits bereits dadurch ein Entgegenkommen 
manifeſtirt jet, daß die hieſigen Montirungs- und Ausrüſtungsge⸗ 
genſtände in Zurechnung genommen worden wären. — Heute iſt 
der gemeinſchaftliche Landtag wieder vertagt worden, er hat vorher 
noch eine Modifikation der Strafprozeßordnung genehmigt, dahin 
gehend, daß künftig bei Schwurgerichtsverhandlungen in der Regel 
der Gerichtshof nur aus drei Richtern zuſammengeſetzt ſein ſoll. 

Mainz, 12. Februar. Die heutige General-Berjammlung 
der Aktlonäre der heſſiſchen Ludwigsbahn hat entſprechend den An⸗ 
trägen des Verwaltungsraths den Bau der rheinheſſiſchen Bahnen, 
der Odenwaldbahn, der Worms-Bens heimer, den Bau der Ried⸗ 
bahn einſtimmig beſchloſſen. 

München, 12. Februar. Im zweiten Münchener Wahl⸗ 
freife iſt Keſter von der „Mittelpartei“ definitiv für das Zollpar⸗ 
lament gewählt worden. Das bisherige Wahlreſultat ſtellt ſich wie 
folgt: 9 von der Fortſchrittspartetl, 5 von den gemäßigten Parti⸗ 
kulariſten und 6 Ultramontane. 


Ausland. 


Wien, 10. Februar. Es if in den öſterreichiſchen Zeitun- 
gen jüngſt fleißig kolportirt worden, daß der Reichskanzler nur einen 
Jahresgehalt von 8400 Fl. beziehe. Das möchte nun hingehen, 
wenn man aber in hieſigen offiztöſen Zeitungen dies auszubeuten 
ſucht, auf die Gehälter der preußiſchen Miniſter hinweiſt und die 
neueſte Erhöhung derſelben als formidable Verſchwendung zu charak⸗ 
teriſtren ſucht, jo iſt doch wohl zur Belehrung Ihrer demokratiſchen 
Zeitungen, die jene Auffaſſung ebenfalls kolportiren, die Bemerkung 
am Orte, daß in dem Budget für 1868 der Reichskanzler aller- 
dings nur mit einem Gehalte von 8400 Fl. figurirt, daß aber 
nach demſelben Budget der Reichskanzler eine jährliche Funktions⸗ 
zulage von 33,600 Fl. bezieht; das macht zuſammen 28,000 
Thaler. N 

5 Wien, 12. Februar. In der heutigen Plenarſſtzung des 
Budgetaus ſchuſſes der Delegation des Reichs rathes wurde beſchloſſen, 
in den Bericht über das Budget des Miniſterlums der aus wärtigen 
Angelegenheiten das Nachfolgende aufzunehmen: Oeſterreich bedürfe 
zu feiner Konſolidirung und Erholung des Friedens. Das Roth⸗ 
buch zeige, daß der gegenwärtige Leiter des auswärtigen Miniſte⸗ 
tiums dieſes Bedürfniß anerkannt, und daſſelbe ebenſo umſichtig 
als würdig vertreten hat. — Der Kaiſer hat dem vormaligen ita- 
lieniſchen Reſidenten in Mexiko, Curtopaſſt, das Kommandeurkreuz 
des Leopoldordens verliehen. 

Paris, 11. Februar. Im Theater von Ajaccio hat bei 
Aufführung der „Purltaner“ vor Kurzem eine leidenſchaftliche De⸗ 
monſtration ſtattgefunden. Dieſe Kundgebung wurde in den Tui⸗ 
lerlen ſebr übel vermerkt, und ward, wie man dem „Bund“ aus 
Paris jchreibt, im Miniſterrathe lebhaft beſprochen. Man weiß 
dort ſchon ſeit Längerem, daß es auf der ehemals ſo getreu bona⸗ 
partiſtiſch geſinnten Inſel nicht mehr ausſieht, wie ehedem, und daß 
die ttalienifche National- und Freiheitspartei ſehr viele und ſehr 
leidenſchaftliche Anhänger unter den Korſikanern zählt. Das konnte 
Benedetti erfahren, als er vor einigen Monaten in ſeiner Heimath 
eiſchien, um fi in den Generalrath wählen zu laſſen, und eine 
Stimmung vorfand, die ihn bewog, ſofort ſeine Kandidatur fallen 
zu laſſen. Die Zeichen der Mißbilligung, welche gegen das Ab⸗ 
fingen des Freiheitsrefrains im Theater laut wurden, kamen aus 


der Loge des Präfekten, und die feurige Apoſtrophe Corti's 


galt den in der Loge anwefenden Famllienmitgliedern dieſes 
erſten Beamten der Inſel und dem bei ihnen befindlichen Ge- 
netal⸗Sekretalr der Präfektur. Mit dieſem hatte auch Corti am 
folgenden Tage einen erbitterten Zweikampf auszufechten. Der 
Präfekt, welcher nur eiue geringe Garniſon zur Verfügung hat, 
wagte nicht zu verhindern, daß nach dem Demonſtrations-Aben de 
„Die Purſtaner“ noch zwei Mal aufgeführt und der revolutionäre 
Refrain: „Suona la tromba intrepida gridando Jibertä“ beide 
Male vom Hauſe mitgeſungen wurde. Es waren, ſchreibt der Be⸗ 
richterſtatter, Revolutſons⸗Scenen, wie ſte zur Zeit der öſterreichi⸗ 
ſchen Herrſchaft in lombardiſchen Städten vorkamen. 

Paris, 12. Februar. Der heutige „Abendmonfteur“ jagt in 
ſeiner Wochenrundſchau bezüglich der Aufhebung des franzöſiſch⸗ 
mecklenburgiſchen Handelsvertrages: Die Regierung war gehalten, 
Alles zu vermeiden, was die normale und regelmäßige Entwide- 
lung des Zollvereins oder deſſen Beziehungen zu Oeſterreich hem⸗ 
men konnte. Dank dem verſöhnlichen Geiſte von welchem den Ka- 

bineten von Wien und Berlin zu gemeinſamer Genugthuung der 
Beweis gegeben iſt, wird der zwiſchen Oeſterreſch und dem Zoll⸗ 
verein vorbereitete Handelsvertrag in kürzeſtee Iriſt unterzeichnet 
werden können. — In der vergangenen Nacht iſt die Druckerei 
von Abbe Mique abgebrannt. Der verurſachte Schaden wird auf 
6 Millionen Frcs. geſchäßt. — Der geſetzgebende Körper hat ein 
Amendement angenommen, welches dahin gebt, daß die Entziehung 
der bürgerlichen Rechte nur im Rückfalle zuläſſig fein ſoll. 

Paris, 12. Februar. Im geſetzgebenden Körper erfolgte 
heute die Annahme des Ausſchuß⸗Amendements, welches den vor⸗ 
geſchlagenen fünfjährigen Verluſt des Wahlrechts bei Verur⸗ 
thellung wegen Preßvergehens erſt im Rückfalle eintreten laſſen will. 


zur Saen überzugehen. Das 


Geſtern hat der gemeinſchaftliche 


An der Debatte über Artikel 13, welcher bei wiederholten Preß⸗ 
vergehen die Suspendirung eines Journals dem Ermeſſen des Ge⸗ 
richtshofes anheimſtellt, und bei Preß verbrechen die Unterdrückung 
des Blattes fordert, betheiligten ſich Gueroult, Latour⸗Dumoulin, 
Picard, der Miniſter Pinard und André. Der Artikel wurde mit 
205 gegen 33 Stimmen angenommen. 

Marſeille, 12. Februar. Aus Athen vom 6. Februar 
ſind folgende Nachrichten hier eingegangen: Der griechiſche Dampfer 
„Kreta“ wurde auf einer Fahrt mit Munition und Provlant nach 
Kandia von zwei türkiſchen Schiffen verfolgt. Er brachte jedoch 
jeine Ladung an Land und kehrte dann nach Syra zurück. Der 
engliſche Geſandte wird einen Ball geben, dem auch der König und 
die Königin beiwohnen werden. 

Florenz, 11. Februar. Es verlautet, daß Graf Paſſerano 
zum Präfekten von Turin ernannt worden iſt. — Laut Bericht des 
Budget⸗Comité's hat der Finanz⸗Miniſter ſeine Forderung von 
649,040,264 auf 736,228,344 Lire geſteigert, anführend, daß 
dieſe Differenz den mit der Liquidation der Kirchengüter verbun- 
denen Ausgaben zuzuſchreiben ſei. Das Budget⸗-Comité ſchlägt 
für die Verwaltungs⸗Ausgaben eine Reduktion von 1,107,818 
Lire, dagegen einen Zuwachs von 1,250,000 Lire zur Vervollſtän⸗ 
digung der Cirkulation von Schatzbons vor. Der Werth der noch 
disponibel gebliebenen Kirchengüter wird auf 1027 Millionen ab- 
geſchätzt. Das Comité ſchlägt die Einrichtung einer ländlichen 
Kreditanſtalt vor, die auf dem Prinzipe der Gegenſeitigkeit begrün- 
det ſein ſollte, ebenſo die Abſchaffung der Civilpenſtonen und deren 
Erſatz im Wege der Prlvat-Verſicheruugs⸗Banken. 

Florenz, 12. Februar. Die Deputation der Deputiiten- 
kammer iſt nach Turin und Mailand abgereiſt, um den Kronprin- 
zen Humbert und die Prinzeſſin Margaretha zu ihrer Verlobung 
zu beglückwünſchen. — In der heutigen Kammerſitzung wurde die 
Berathung der Regierungsvorlagen, betreffend die Hafenbauten, 
fortgeſezt. Die Kommiſſion hielt die von ihr vorgeſchlagenen Mo⸗ 
difikationen aufrecht. Marquis Pepoli ſprach gegen Bewilligung 
außerordentlicher Ausgaben zu dem gedachten Zwecke. Der Marine- 
miniſter vertheidigte den Artikel 1 der Vorlage, betreffend die Ha⸗ 
fenbauten in Catania. Darauf wurde die Debatte auf Montag 
vertagt. 

— Deputirtenkammer. Bei der Berathung des Kriegsbud⸗ 
gets beantragte Mellana auf große Rüſtungen zu verzichten, indem 
er eine Herabminderung des Budgets von 162 auf 142 Millionen 
verlangt. Der Antrag wird verworfen. 

London, 10. Februar. Lord Derbys Befinden iſt derart, 
daß er bei Eröffnung des Parlaments wahrſcheinlich nicht zugegen 
ſein wird. — Wie es heißt, ſoll demnächſt in Schottland eine 
katholiſche Hierarchie eingerichtet werden. Biſchof Lynch, der gegen- 
wärtig ſeinen Sitz in Carſtairs hat, ſoll Erzbiſchof werden und 
vielleicht demnächſt den Kardinalshut erhalten und ein Oxforder 
Konvertit, ein Hr. Parkinſon, ſoll zum Biſchof von Glasgow be- 
ſtimmt ſein. 

London, 12. Februar. „Globe“ erklärt die Gerüchte von 
einem beabſichtigten Rücktritt des Grafen Derby für durchaus un- 
begründet. „Standard“ meldet in einer Korreſpondenz aus Waſhing⸗ 
ton vom 31. v. M. aus angeblich zuverläſſiger Quelle, Präſident 
Johnſon habe beſchloſſen, folgendes Ultimatum an die engliſche Re⸗ 
gierung zu richten: Entweder Eröffnung von Verhandlungen über 
die Alabama⸗-Angelegenheit auf Grundlage des vom Staatsſekretär 
Seward vorgeſchlagenen Schiedsgerichts oder Abbruch der diploma⸗ 
tiſchen Beziehungen. 

Kopenhagen, 12. Februar. Der biefige preußiſche Ge⸗ 
ſandte überreichte dem Könige heute ſeine Akkreditive, durch welche 
derſelbe gleichzeitig als Geſandter des norddeutſchen Bundes beglau⸗ 
bigt wird. 


Pommern. 

Stettin, 12. Februar. Das Verdienſt, welches George 
Sand um die Salonliteratur dadurch ſich erworben, daß fie die- 
ſilbe den Ideen der aufſtrebenden Zeit Ausdruck geben läßt, führte 
Hrn. Prof. Prutz im Eingange ſeines geſteigen Vortrages zu der 
Frage nach der Stellung der Frauen im geiſtigen Leben unſerer 
Zeit ſowohl als der Völker überhaupt. Zwar erheben ſich Krl⸗ 
tiker, welche verurthellen, daß unſere jetzige Unterhaltungsliteratur 
zum großen Theile in den Händen der Frauen iſt; aber Redner 
wies nach, wie gerade das Chriſtenthum ſowohl höhere Achtung 
vor denſelben eingeflößt als auch die Thellnahme an geiſtiger Ipä- 
tigkeit in ihnen wachgerufen habe. Im Morgenlande, ja bei den 
Griechen zur Zeit der böͤchſten Blüthe ſind ſie ausgeſchloſſen von 
geifligem Leben; das Mittelalter hebt fe einerſelts empor in den 
Liedern der Minneſänger, wie auf religtöſem Gebiete, andererjeits 
zeigt es uns die Frau der Wirklichkeit dem Vorurthell und der 
Unterdrückung unterworfen. Erſt die Reformation verbeſſert die 
Stellung der Frau, namentlich durch Einrichtung von Töchterſchulen 
und die Aufhebung des Cölibate, und von da ab finden wir eine 
ganze Reihenfolge ausgezeichneter weiblicher Perſönlichketten, welche 
in geiſtiger Thätigkeit Entſchädigung fuer für geſellſchaftliche Un- 
bill. Redner erinnerte an Göthe's und Schiller's Umgang mit 
gebildeten Frauen, an Klopſtocks Meta und an den im letzten 
Drittel des vorigen Jahrhunderts in Berlin um Moſes Mendels- 
john ſich ſchließenden Kreis, Henriette Mendelsſohn, Henriette 
Hertz u. A. Frlederlke Nabel Lewin, Gemahlin Varnhagens von 
Enfe, Bettina Brentano gehören hierher, Letztere in ihrem „Brief- 
wechſel Göthe's mit einem Kiade“ der zu Grabe gehenden Ro⸗ 
wantik Ausdruck verlelhend, die noch einmal nachzittert in Char⸗ 
lotte Stieglitz, die von Helnſchem Weltſchmerz und Lebensüber- 
druß erfaßt durch ihren freiwilligen Tod denkwürdig iſt. — So 
kommen wir zu Mad. Dudevant, geb. Aurora Dupin, der ſchwer 
verkaunten, aber als la bonne chätelaine de Nochant hoch geehrten 
frauzöſtſchen Schriftſtellerin. Ihre erſten Werke, deren revolutlo- 
närer Geiſt epochemachend war, könnte nur richtig beurtheilt wer⸗ 
den aus ber Betrachtung der Stellung der drau in Frankreich: 
fie iſt Herrſcherin des Salons und Nichts weiter. Erfüllt von 
dem Jammer über dieſe Wirklichkelt schreibt fie gegen die Ehe, 
aber nicht abſolut, ſondern gegen die Ede wie ſie if. Hat 
ſie hierin auch nicht immer das Maaß eingehalten, „der Kern der 
Sandſchen Dichtung iſt ein durchans reiner und ſlitlicher.“ Selt 
dem Jahre 1838 richtet fe ihr Augenmerk auf die Wunden und 
Leiden der Menſchen überhaupt; nicht die leldende Frau allein 
ſpiegelt ſich nun in ihren Schriften, ſondern fie werden zum Bilde 
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geſammten modernen Lebens. Und ihre Schreibwelſe findet au 
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in Deutſchland Anklang, wenngleich mit Modifikationen. 
Gräfin Hahn⸗Hahn kann ſich in ihren Romanen („Aus der Ge⸗ 
ſellſchaft; der Rechte“) von einigen Vorurthellen nicht losmachen, 
ſie läßt den Salonton das Revolutionäre überwiegen und verklärt 
jetzt die Dogmen der katholiſchen Kirche poetiſch; Luiſe Mühl- 
bach wird zur Lieferantin einiger Romane jährlich; aber Fanny 
Lewald, „die reichbegabteſte der jetzigen lirerariſchen Frauen in 
Deutſchland“, läßt Reflexlonen und nüchternen Verſtand kräftig 
wirken in der Schilderung ſoclaler Zuſtände, im Kulturroman. 
Julie Burow endlich und Ottilie Wildermuth, die geiſt⸗ und 
gemüthvolle Schwäbin, wirken vermittelnd, ähnlich wie Geibel. — 
Den wahren Gegenſatz jedoch zur politiſchen Dichtung bildet die 
Dorfgeſchichte, welche auf dem Boden der Wirklichkeit ſtehend 
zugleich Geſchichte iſt. Ihre Entwickelung wird der nächſte Vor⸗ 
trag uns darlegen. 

Stettin, 13. Februar. In der vorletzten Nacht iſt die 
Wall- ſowle ein Theil der Kirchenſtraße von dem Hochwaſſer über- 
ſchwemmt worden. Es ſind bereits umfaſſende Anſtalten getroffen, 
den dadurch herbeigeführten Nachtheilen wirkſam zu begegnen. - 

— Der Oberſt und Kommandeur des 1. pommerſchen Ulanen- 
Regiments Nr. 4, v. Schmidt, hat ih mit mehreren Offizieren 
dieſes Regiments nach Berlin gegeben, um dem Regiments - Chef, 
Sr. Königlichen Hoheit dem Prinzen Georg, die Gratulation 
zu Höchſtſeinem heutigen Geburtstage darzubringen. — Ebenſo hat 
ſich der General-Lieutenant und Kommandeur der 3. Diviſton, 
Herr v. Werder geſtern mit Urlaub von hier nach Berlin be- 
geben. 

— Der Reglerungs⸗Aſſeſſor Wartenberg iſt von der hie⸗ 
ſigen an die Königliche Regierung in Gumbinnen verſetzt. 

Der in der Gießereiſtraße Nr. 47 zu Grabow a. O. wohn, 
hafte Arbeiter F. Plückert befand ſich geſtern Mittag, muthmaßlich 
iu Folge eines gegen ihn wegen grober Mißhandlung eines Frauen- 
zimmers eingeleiteten Unterſuchung, von der er am Vormittage 
durch eine gerichtliche Vorladung Kenntniß erhalten hatte, in einem 
folgen Zuſtande der Wuth und Aufregung, daß er nicht nur in 
ſeiner Wohnung ſämmtliche Gegenſtände mit einer Axt zertrüm⸗ 
merte, ſondern auch durch Thüreneinſchlagen ꝛc. ſonſtige grobe 
Beſchädigungen im Hauſe anrichtete und die Sicherheit anderer 
Mitbewohner des Hauſes gefährdete. Es gelang erſt den hinzu⸗ 
gerufenen Polizeibeamten in Gemeinſchaft mit einigen anderen 
Männern, den Wüthenden unter heftigem Widerſtande zu binden 
und ihn durch ſeine Verhaftung unſchädlich zu machen. 

— Der Arbeiter Auguſt Ellmann von Neu-Torney ſtahl 
geſtern Abend von einem in der gr. Wollweberſtraße haltenden 
Wagen zwei gefüllte Sitzſäcke, wurde dabei indeſſen ergriffen und 
verhaftet. — Ebenſo erfolgte die Verhaftung des Arbeiters Martin 
Kerſten, der einen Knaben auf öffentlicher Straße mißhandelte. 

— Gegen ein Frauenzimmer, welches auf Grund eines ärzt⸗ 
lichen Atteſtes für einen angeblich erkrankten, außerhalb der Stadt 
wohnhaften Schloſſergeſellen in den Häuſern bettelt, liegt der drin- 
gende Verdacht vor, die ſich ihr darbietende Gelegenheit auch zur 
Verübung von Diebſtählen zu benutzen und wird es ſich des halb 
empfehlen, auf dieſelbe ein wachſames Auge zu haben. 


N Schiffs berichte. 
Swinemünde, 12. Februar, Vormittags. Angekommene Schiffe: 
Marie Eliſe, Wallis, von Neweaſtle, Olga, Jeß, von Granton, löſcht in 
Swinemünde. Wind: N., Sturm. Strom eingehend. Revier 15½ F. 


Börfen-Berichte. 

Stettin, 13. Februar. Witterung: ſchön. 
Barometer 28“ 1. Wind: NO. 

e An der Börie. 

Weizen wenig verändert, loco per 2125 Pfd. gelber inländiſcher 100 
bis 105 , bunter poln. 98—103 , weißer 105 108 , ungar. 
93—98 , 83—85pfd. gelber Februar 102 % nom., Frühjahr 102, 
102 ½ 34 bez., Br. u. Gd. 

Roggen feſter, loco pr. 2000 Pfd. nach Qnalität 78—80 , Fe⸗ 
bruar⸗März 80 Br., Frühjahr 80, BUY, ½ . bez., / R Br. 
u. 1 5 But 80 bez., Iuni-Juli 78 Br., Juli⸗Auguſt 72 ½ 
* Br. u. Gd. 

Gerſte behauptet, loco pr. 1750 Pfd. 52½—55 „Frühjahr ſchleſ. 
55½ & Br., 69—70pfd. 56 % bez. — Se 
59, . b loco per 1300 Pfd. 37½—39 , 4750 pfd. Frühj. 

4 r. 

Erbſen unverändert, loco per 2250 Pfd. 68 ½ —71½ , Frühjahr 
Futter- 72 Br., 71½ & bez. 

Mais ungariſcher per Ctr. 2%, 2% 74 bez. 

Rappkuchen loco hieſige 2½ 9% bez. 

Rüböl feſter, loco 10% 7% bez., 10¼ Br., Februar 10%, . 
bez., April⸗Mai 1095, 34, Ya 9% bez., Br. u. Gd., September ⸗Oktober 
10% & bez., Br. u. Gd. 

Spiritus feſter, loco ohne Faß 20% % bez., mit Faß 19% 94 
bez., Februar⸗März 19% % Gd., Frühjahr 20%, 4 Gd., Mai⸗Juni 
20% bez. 


Temperatur + 3 R. 


Oberſchleſiſche 
London 3 Mt. 6. 


verändert. 

Hamburg, 12. Februar. Getreidemarkt. Weizen und Roggen loco 
ſehr feſt, auf Termine geſchäftslos. Weizen pr. Februar 5400 Pfd. netto 
177 Bankothaler Br., 176 Gd., per Februar⸗März 177 Br., 176 Gd., 
per Frühjahr 177 Br., 176 Gd. Roggen per Februar 5000 Pfd. Brutto 
141 Br., 140 Gb., per Februar⸗März 140 Br., 139 Gd., pr. Frühlahr 139 
Br. u. Gd. Hafer ſtille. Rüböl ſtille, loeo 22 ½, per Mat 228,, per 
Oktober 23%. Spiritus ohne Kauflust. Kaffee abwartend, weil Rioberichte 
noch fehlen. Zink ohne Kaufluſt. ! 

Anmſterdam, 12. Februar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
gi. Loco⸗Roggen behauptet, pr. März 314%, pr. Mai 320, pr. Juni 
312, per Juli 304, weichend. Raps pr. Oktober 68½. Rüböl pr. Mai 
35 ¼, pr. November⸗Dezember 37. 

London, 12. Februar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Engliſcher 
Weizen zu vollen Preiſen gehandelt, in fremden, theilweiſe durch Zurück⸗ 
haltung der Inhaber, ſehr beſchränktes Geſchäft. — Schönes Wetter, 
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